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Kurzfassung
 

Die EU-Kommission hat im Juni 2011 einen 
Vorschlag für den mehrjährigen Finanzrah­
men der EU (MFR) vorgelegt und im Juli 
2012 aktualisiert, der das Volumen der 
Finanzausstattung, die Struktur der Ausga­
ben und die Finanzierung des EU-Haushal­
tes für die Jahre 2014 bis 2020 festlegt. Die 
Kommission strebt einen Konsens mit den 
Mitgliedstaaten und dem EU-Parlament an, 
so dass der MFR zügig verabschiedet wer­
den kann. 

Auf der Ausgabenseite geht es zunächst 
um das Finanzvolumen, das für die Gesamt­
ausgaben und die einzelnen Ausgabearten 
vorgesehen ist. Auf der Grundlage der aktu­
alisierten Daten vom Juli 2012 beträgt die 
veranschlagte Obergrenze der Zahlungser­
mächtigungen über den siebenjährigen Zei­
traum von 2014 bis 2020 1.113.550 Mio. 
Euro. Das entspricht einem Anteil in Höhe 
von 1,03 % am von der Kommission erwar­
teten europäischen Bruttonationaleinkom­
men (BNE). Berücksichtigt man zusätzlich 
die geforderten Ansätze für Ausgaben 
außerhalb des Finanzrahmens belaufen sich 
die geforderten Finanzmittel auf 1,14 % des 
erwarteten BNE. 

Bezüglich der Struktur der Ausgaben 
sieht die EU Kommission Mittel für die fol­
genden fünf Aufgabenbereiche vor: 

> Maßnahmen in Politikbereichen mit 
ausschließlicher oder geteilter EU-Rege­
lungshoheit (wie die gemeinsame Agrar­
politik), 

> Maßnahmen zur Konvergenz in Rich­
tung eines einheitlichen Wirtschafts­
raums (z. B. durch die Kohäsionspolitik), 

> Interventionen zur Vervollständigung 
des Binnenmarktes und/oder mit trans­
nationalem Bezug (z. B. europaweite In­
frastrukturinvestitionen), 

> Maßnahmen mit Synergien und Ska­
lenerträgen gegenüber nationalstaatli­
chem Handeln (z. B. Spitzenforschung 
und Innovation) sowie 

> Interventionen als Antwort auf beste­
hende und neue Herausforderungen mit 
europaweiter (oder globaler) Dimension 
(wie Umweltschutz, Klimawandel). 
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In den konkreten Ansätzen zeigen sich 
dabei nur kleinere Änderungen hinsichtlich 
der Ausgabenstruktur. Die Ausgaben im 
Bereich Landwirtschaft sind im Anteil 
leicht rückläufig, auch der Anteil für die 
Ausgaben für die Strukturpolitik ist etwas 
reduziert, sie machen aber nach wie vor den 
überwiegenden Teil der Ausgaben aus. Die 
internen Politikbereiche (Forschung und 
Technologie, Innen- und Justizpolitik) neh­
men leicht an Gewicht zu, haben am 
Gesamthaushalt aber auch weiterhin nur 
einen kleinen Anteil. Neben den Ansätzen 
für die Finanzvolumina insgesamt und für 
die einzelnen Aufgabenbereiche fordert die 
Kommission durch Bereitstellung von 
Garantien die Mittel für Infrastrukturpro­
jekte zu erweitern. Im Rahmen von soge­
nannten Projekt-Bonds soll die EU mit 
Hilfe der Europäischen Investitionsbank 
(EIB) Garantien für Anleihen bereitstellen, 
die von privaten Projektgesellschaften 
begeben werden (Project Bond Initiative). 

Auf der Einnahmenseite schlägt die 
Kommission folgende wesentliche Ände­
rungen vor: 

> Abschaffung der bisherigen MwSt-
Eigenmittel und Ersatz durch Einführung 
neuer MwSt-Eigenmittel in Höhe von 
maximal 2% des Wertes der in allen Mit­
gliedstaaten dem Normalsatz unterliegen­
den Umsätze. 

> Einführung einer EU-weiten Finanz­
transaktionsteuer (FTS) mit einem Steuer­
satz, der in Abhängigkeit von der Art der 
Transaktion zwischen 0,01 und 0,1 % liegen 
soll. Das von der Kommission erwartete 
Aufkommen in Höhe von etwa 57 Mrd. 
Euro im Jahr 2020 soll zu zwei Dritteln, mit­
hin also 38 Mrd. Euro, in den EU-Haushalt 
fließen. 

> Reform der Korrekturmechanismen: 
An die Stelle der bisher mehrstufigen 
Rabattberechnung soll ein System gleich­
bleibender jährlicher Pauschalbeträge tre­
ten. 

Zur Rechtfertigung der Vorschläge zum 
MFR verweist die EU-Kommission unter 
anderem auf den europäischen Mehrwert 
der europäischen Ausgaben, also auf den 
Vorteil der aus einer Bereitstellung 
bestimmter öffentlicher Leistungen auf 
europäischer Ebene im Vergleich zu einer 
Bereitstellung durch die Mitgliedstaaten 
resultiert. Damit orientiert sich die EU-
Kommission an der traditionellen Theorie 
des Fiskalföderalismus, welche Effizienz­
überlegungen für die vertikale Aufgabentei­
lung heranzieht. Allerdings stehen diesen 
Überlegungen andere Theorieansätze 
gegenüber, die das Eigeninteresse der politi­
schen Akteure und daraus resultierende 
mögliche Diskrepanzen zwischen Politik 
und Gemeinwohl in Betracht ziehen oder 
Steuerungsprobleme berücksichtigen, die 
sich aus dem Zielkonflikt zwischen der 
Regierung eines Mitgliedstaates und der 
EU-Ebene ergeben. Diese Theorieansätze 
kommen zu einer kritischeren Beurteilung 
einer zentralen Bereitstellung öffentlicher 
Güter. Zudem sind die institutionellen Rah­
menbedingungen in der Europäischen 
Union und insbesondere die Vorgaben für 
den europäischen Haushalt grundlegend 
verschieden von denen eines Bundesstaats, 
der üblicherweise in der Literatur zum 
Thema Föderalismus vorausgesetzt wird. 
Für eine Bewertung der konkreten Vor­
schläge ist es daher zentral, das gegebene 
institutionelle Umfeld zugrunde zu legen. 
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Vor diesem skizzierten Hintergrund 
kommt der Beirat zu folgenden Empfehlun­
gen: 

1. Im Rahmen der bestehenden insti­
tutionellen Ordnung der Europäischen 
Union ist eine strikte Ausgabenbegren­
zung im EU-Haushalt unumgänglich. Die 
Bundesregierung besteht auf einer Be­
grenzung von 1% des Bruttoinlandpro­
dukts, wobei sie die Ausgaben, die außer­
halb des Finanzrahmens stehen sollen, 
einschließt. Die Vorstellungen der Kom­
mission gehen deutlich darüber hinaus. 
Da die Ausgaben der EU aber noch im­
mer große Summen umfassen, die für 
Aufgaben ohne erkennbaren europäi­
schen Mehrwert genutzt werden, kann 
die Ausweitung von Leistungen mit eu­
ropäischem Mehrwert durch Budgetum­
schichtungen innerhalb des bestehenden 
Finanzrahmens finanziert werden. Auch 
der Vorschlag der Project Bonds ist im 
Hinblick auf die strikte Ausgabenober­
grenze abzulehnen. 

2. An dem Verschuldungsverbot ist 
ebenso festzuhalten wie an der Festle­
gung, dass weder die EU-Kommission 
noch das EU-Parlament wirkliche Steu­
erautonomie besitzen. Der Beirat emp­
fiehlt eine Finanzierung des EU-Haus­
halts ausschließlich durch traditionelle 
Eigenmittel (Agrarabschöpfungen, Zu­
ckerabgaben und Zölle) und durch BNE-
Eigenmittel. Die jeweilige Wirtschafts-
kraft der Mitgliedstaaten ist nach Auffas­
sung des Beirats unter dem derzeitigen 
Integrationsstand ein sinnvoller Maßstab 
für die Berechnung der Höhe der Abfüh­
rungen bzw. Überweisungen an den EU-
Haushalt. Auf MwSt-Eigenmittel sollte 
verzichtet werden. 

3. Die von der Kommission vorge­
schlagene Finanzierung von einzelnen 
Aufgaben durch Instrumente oder Fonds 
außerhalb des Haushalts lehnt der Beirat 
grundsätzlich ab. Auch auf der europäi­
schen Ebene sind die Prinzipien der Ein­
heit und Vollständigkeit des Budgets zu 
wahren. Es sollten keine Nebenhaushalte 
geschaffen werden. 
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4. Die beabsichtigte Rückführung und 
Pauschalierung der Korrekturmechanis­
men ist im Hinblick auf die Transparenz 
und die Anfälligkeit gegenüber Partiku­
larinteressen zu begrüßen. Auf lange 
Sicht sollten sich die Rabatte erübrigen. 
Auch auf der Ausgabenseite bestehen 
umfangreiche Ausnahmeregeln für die 
Mittelverteilung, die einzelnen Mit­
gliedsstaaten und Regionen Mittel im 
Rahmen einzelner Projekte sichern sol­
len. Diese Festlegungen sollten aufgrund 
der Vermischung von Aufgabenerfüllung 
und Verteilungszielen vermieden wer­
den. 

5. Die vorgeschlagene Absenkung des 
Einbehalts bei den traditionellen Eigen­
mitteln ist abzulehnen, da der Einbehalt 
die eigenständige Funktion hat, das 
Interesse der die Abgaben erhebenden 
Institutionen sicherzustellen. Eine Ab­
senkung würde dieses Interesse gefähr­
den. 

6. Die Konditionalität der Finanz­
transfers muss eingehalten werden. Dies 
gilt auch dann, wenn die für einzelne 
Programme bestehenden Budgets nicht 
ausgeschöpft werden, oder wenn einzel­
ne Mitgliedsländer nicht in dem ge­
wünschten Umfang an den Programmen 
partizipieren. 

7. In den konkreten Aufgabenberei­
chen sind die Vorschläge der Kommis­
sion zum EU-Haushalt durch die Domi­
nanz der Ausgaben für Agrarpolitik und 
Strukturpolitik gekennzeichnet, auch 
wenn ein leichter Rückgang des Anteils 
der Agrarpolitik zu erkennen ist. Im Hin­
blick auf die gravierenden Wirtschafts­
und Finanzprobleme gerade der langjäh­
rigen Empfängerländer von Mitteln aus 
dem Strukturfonds ist eine umfassende 
inhaltliche Überprüfung der strukturpo­
litischen Aufgaben wichtiger denn je. Ei­
ne EU-Förderpolitik, die strukturelle 
Schwächen in der nationalen Wirt­
schafts- und Finanzpolitik der Mitglieds­
staaten verfestigt oder die Mitgliedsstaa­
ten zu übermäßigen Ausgaben veran­
lasst, hat keinen europäischen Mehrwert. 
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I. Einleitung
 

Die EU-Kommission hat im Juni 2011 einen 
Vorschlag für den mehrjährigen Finanzrah­
men der EU (MFR) vorgelegt und im Juli 
2012 aktualisiert, der das Volumen der 
Finanzausstattung, die Struktur der Ausga­
ben und die Finanzierung des EU-Haushal­
tes für die Jahre 2014 bis 2020 festlegt. Der 
MFR legt die Obergrenzen für die jährlichen 
Haushalte der EU fest. Angestrebt wird von 
der Kommission ein Konsens mit den Mit­
gliedstaaten und dem EU-Parlament, so 
dass der MFR zügig verabschiedet werden 
kann. 

Die Vorschläge der Europäischen Kom­
mission für den „EU-Haushalt 2020“ berüh­
ren zahlreiche finanz- und haushaltspoliti­
sche Einzelfragen. Zudem wirft der mehr­
jährige Finanzrahmen übergreifende Fra­
gen bezüglich der Fortentwicklung der EU 
auf. So wird die Positionierung hinsichtlich 
der Vorschläge der EU-Kommission zumin­
dest in der öffentlichen Diskussion auch 
bestimmt von dem Bild eines zukünftigen 
Europa und den Vorstellungen über eine 
zukünftige europäische Ordnung. Vielfach 
wird eine stärkere politische Integration 
gefordert, welche Implikationen auch für 
die Finanzen Europas hätte. Wenn bei­
spielsweise das europäische Parlament eine 

aktivere Rolle in der Gestaltung der Politik 
wahrnehmen soll, müsste es dann nicht 
über eine eigenständige Steuerquelle verfü­
gen oder eigene Schuldtitel begeben kön­
nen? Eine weitere Perspektive stellt die 
europaweite Bekämpfung makroökonomi­
scher Ungleichgewichte und externer 
Schocks in den Vordergrund. Ist die Finanz­
politik der Mitgliedstaaten nicht ausrei­
chend koordiniert,1 könnte – so diese These 
– dem europäischen Haushalt eine wichtige 
makroökonomische Funktion zukommen. 
Schließlich könnte der EU-Haushalt im 
Zuge der aus der Wirtschafts- und Finanz­
krise resultierenden Wachstumsschwäche 
in Europa und der Konsolidierung der 
nationalen Haushalte eine wichtige Rolle 
bei der Unterstützung von Anpassungen in 
Mitgliedsländern und bei wachstumsför­
dernden Infrastrukturinvestitionen spielen. 

Eine gegensätzliche Perspektive betont 
die Eigenverantwortung der Mitgliedsstaa­
ten als Garant einer demokratischen und 
bürgerorientierten Politik in Europa. Aus 
dieser Sicht wäre eine Ausweitung des euro­
päischen Haushalts wegen der damit ver­
bundenen Zentralisierung der Finanzpolitik 
in Europa problematisch. 

1. Der Wissenschaftliche Beirat hat in seiner Stellungnahme aus dem Jahre 2002 auf die mögliche 
Bedeutung der Koordinierung hingewiesen. „Für den Fall eines ungewöhnlich starken EWU-weiten Kon­
junktureinbruchs, der kurzfristig einen massiven Mitteleinsatz in allen Ländern angezeigt erscheinen 
lässt, könnte eine verstärkte Koordinierung per Saldo nützlich sein“. Verstärkte Koordinierung der anti­
zyklischen Finanzpolitik in Europa?, in: Monatsberichte 08, 2002, Bundesministerium der Finanzen. 
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Je nach Abwägung der den verschiede­
nen Perspektiven unterliegenden Argu­
mente wird man dem Haushalt der EU-
Kommission eine größere oder geringere 
Bedeutung für die Fortentwicklung der EU 
beimessen und für eine Ausweitung oder 
auch eine stärkere Reduktion der EU-Aus­
gaben votieren. Für die Bewertung der kon­
kreten Vorschläge zum MFR ist über per­
spektivische Einschätzungen hinaus aller­
dings noch die Betrachtung weiterer 
Aspekte erforderlich. Der europäische 
Haushalt ist eingebunden in eine spezifi­
sche Finanzverfassung,2 die sich gegenüber 
der von Nationalstaaten in wesentlichen 
Punkten unterscheidet und charakteristi­
schen Beschränkungen unterliegt. Für eine 
Bewertung der konkreten Vorschläge ist es 
daher zentral, das gegebene institutionelle 
Umfeld zugrunde zu legen. 

Die vorliegende Stellungnahme zielt vor 
diesem Hintergrund darauf ab, die Vor­
schläge der EU-Kommission zum MFR 
unter Berücksichtigung des bestehenden 
institutionellen Rahmens zu bewerten. Im 
folgenden Abschnitt werden zunächst die 
Vorschläge der EU Kommission kurz darge­
legt, bevor mögliche Ansatzpunkte und Kri­
terien für eine Bewertung der Vorschläge 
entwickelt und eingehender diskutiert wer­
den. Anschließend erfolgt auf dieser Grund­
lage eine kritische Auseinandersetzung mit 
den Vorschlägen, bevor die Empfehlungen 
zusammengefasst werden. 

2. Siehe im Einzelnen: Die Finanzverfassung der EU, 4. Ausgabe, Europäische Gemeinschaften 2009. 



Ein Haushalt für Europa–Stellungnahme zum neuen mehrjährigen Finanzrahmen der EU 2014-2020  Seite 9 

II. Die Vorschläge der EU-Kommission
 

Der von der EU-Kommission entwickelte 
Entwurf für den mehrjährigen Finanzrah­
men (MFR) enthält nicht nur Vorschläge für 
das Volumen und die Struktur der Ausga­
ben sowie die Finanzierung des EU-Haus­
halts. Die EU-Kommission liefert für ihre 
Vorschläge auch zahlreiche Rechtfertigun­
gen. So wird beispielsweise der sogenannte 
Mehrwert der europäischen Ausgaben her­
vorgehoben, also der mögliche Vorteil, der 
aus einer Bereitstellung bestimmter öffent­
licher Leistungen auf europäischer Ebene 
im Vergleich zu einer Bereitstellung durch 
die Mitgliedstaaten resultiert. Als Rechtfer­
tigungen werden auch die Akzeptanz des 
EU-Haushalts beim Bürger, die Transparenz 
und Kontrollierbarkeit der europäischen 
Finanzen, die Beitragsgerechtigkeit sowie 
die Berücksichtigung der Verträge von Lis­
sabon und der Strategie „Europa 2020“ 
angeführt. Die einzelnen Bestandteile des 
Finanzrahmens sind von der Kommission 
mit plakativen Bezeichnungen versehen. 
Diese werden auch im Folgenden verwen­
det, um die Vorschläge der Kommission zu 
skizzieren. 

Ausgaben 

Auf der Ausgabenseite geht es zunächst um 
das Finanzvolumen, das für die Gesamtaus­
gaben und die einzelnen Ausgabearten vor­
gesehen ist. Auf der Grundlage der aktuali­
sierten Daten vom Juli 2012 beläuft sich die 
Obergrenze der sogenannten Zahlungser­
mächtigungen über den siebenjährigen Zei­
traum von 2014 – 2020 auf 987.599 Mio. 
Euro in Preisen von 2011 [oder 1.113.550 
Mio. Euro in laufenden Preisen].3 Das ent­
spricht einem Staatsanteil in Höhe von 
1,03% am von der Kommission erwarteten 
europäischen Bruttonationaleinkommen 
(BNE) (siehe Anhangtabellen 1 und 2). Von 
den Zahlungsermächtigungen zu unter­
scheiden sind die Verpflichtungsermächti­
gungen, die den Spielraum angeben, im 
Rahmen dessen seitens der Kommission 
rechtliche Verpflichtungen eingegangen 
werden dürfen. Dieser Betrag wird etwas 
höher angesetzt als die Zahlungsermächti­
gungen, um insbesondere den zeitlichen 
Spielraum im Haushaltsvollzug zu vergrö­
ßern, da eine volle Verausgabung der Mittel 
im laufenden Haushaltsjahr bei einzelnen 
Projekten mitunter nicht sinnvoll ist. 

3. Um die in konstanten Preisen ermittelten Obergrenzen an die zu erwartende Preisentwicklung anzu­
passen, verwendet die Kommission eine feste Inflationsrate von 2% und legt so auch die Beträge in 
jeweiligen Preisen für die Geltungsdauer des Finanzrahmens fest. 
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Die Verpflichtungsermächtigungen belau­
fen sich für den gesamten Zeitraum auf 
1.033. 235 Mio. Euro [1.165.361 Mio. Euro in 
laufenden Preisen] oder 1,08% am Brutto­
nationaleinkommen (siehe Anhangtabellen 
1 und 2). Zudem ist von der Finanzierungs­
seite her die Eigenmittel-Obergrenze einzu­
halten. Sie liegt nach Art. 3 des Eigenmittel­
beschlusses (EMB) bei 1,23% der Summe des 
BNE aller Mitgliedstaaten für Zahlungen 
und bei 1,29% für Verpflichtungen. Durch 
Schwankungen des Europäischen Bruttona­
tionaleinkommens im Zeitablauf ändert 
sich jährlich der Eurobetrag der Eigenmit­
telobergrenze. Der MFR ist hingegen im 
Absolutbetrag festgelegt. 

Zur Rechtfertigung des vorliegenden 
Haushaltsansatzes wird die Wachstums­
und Beschäftigungsorientierung von der 
EU-Kommission besonders betont. Bezug 
genommen wird dabei auf die Strategie 
„Europa 2020“ und die Ziele des Lissabon-
Vertrags. Entsprechend werden vier zen­
trale Ziele herausgestellt: 

>Förderung einer auf Wissen und 

Innovation gestützten Wirtschaft 

(„intelligentes Wachstum“); 


>Erreichen eines hohen Beschäftigungs­
standes; 

>Stärkung des sozialen und territorialen 
Zusammenhalts 
(„integratives Wachstum“); 

>Förderung einer ressourcenschonen­
den, ökologischeren und wettbewerbs­
fähigeren Wirtschaft („nachhaltiges 
Wachstum“). 

Neben der Betonung von Wachstum 
und Beschäftigung zieht sich auch der Leit­
gedanke der „Solidarität“ durch den gesam­
ten Vorschlag des MFR 2014-2020. Verstan­
den werden hierunter nicht nur die Solida­
rität mit den ärmsten Mitgliedstaaten und 
Regionen und die gemeinsame Bewältigung 
der Migrationsherausforderungen, sondern 
auch die Sicherung der Energieversorgung 
und die Solidarität mit den Menschen in 
Drittländern. 

Konkret unterscheidet die EU-Kommis­
sion die folgenden fünf Aufgabenbereiche: 

(a) Maßnahmen in Politikbereichen 
mit ausschließlicher oder geteilter 
EU-Regelungshoheit (wie die gemein­
same Agrarpolitik), 

(b) Maßnahmen zur Konvergenz in 
Richtung eines einheitlichen Wirt­
schaftsraums (z. B. durch die Kohäsions­
politik), 

(c) Interventionen zur Vervollständi­
gung des Binnenmarktes und mit trans­
nationalem Bezug (z. B. europaweite 
Infrastrukturinvestitionen), 

(d) Maßnahmen mit Synergien und 
Skalenerträgen gegenüber nationalstaat­
lichem Handeln (z. B. Spitzenforschung 
und Innovation) sowie 

(e) Interventionen als Antwort auf be­
stehende und neue Herausforderungen 
mit europaweiter (oder globaler) Dimen­
sion (wie Umweltschutz, Klimawandel). 
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Dabei will sich die Kommission vor 
allem auf Aufgaben konzentrieren, bei 
denen ein europäischer Mehrwert vorliegt 
oder die eine besonders starke integrations­
fördernde Wirkung haben. Mit dieser Ziel­
setzung sieht sich die Kommission in 
Übereinstimmung mit dem Subsidiaritäts­
prinzip4 und fordert die Abkehr von der 
Nettozahlerdebatte.5 In den besonders aus­
gabenintensiven Bereichen will die EU-
Kommission durch eine stärkere Finanzie­
rungsbeteiligung der Mitgliedstaaten einen 
besseren Gleichklang zwischen europäi­
schen und nationalen Interessen erreichen. 

Die Ausgaben sind nicht nur in ihrer 
Gesamtheit, sondern auch in den einzelnen 
Aufgabenbereichen limitiert. Der Rat kann 
nur einstimmig und nach Zustimmung des 
europäischen Parlaments eine Revision des 
MFR beschließen. In Tabelle 1 ist der MFR 
in seiner Zusammensetzung nach konkre­
ten Aufgabenbereichen bzw. sog. Rubriken 
zu ersehen. Die Tabelle zeigt die Ausgaben­
obergrenze sowie die Höhe und den ualen 
Anteil der Aufgabenbereiche für das erste 
Jahr des mehrjährigen Finanzrahmens 
(2014) und für das Haushaltsjahr 2010 in 
einer Gegenüberstellung. 

Ein Problem der von der EU Kommis­
sion verwendeten Bezeichnungen für die 
Aufgabenbereiche ist die mangelnde Ver­
gleichbarkeit mit früheren Perioden. Aus 
Tabelle 2 lassen sich die Obergrenzen des 
Finanzrahmens der Mittel für die Verpflich­
tungen und die Zahlungen im Vergleich der 
Jahre 2000, 2010 und 2020 ersehen. Gewählt 
wurde hier die ältere, aber etwas aussage­
kräftigere Haushaltsgliederung. Hier zeigen 
sich zunächst die bekannte Dominanz der 
Agrar- und Strukturpolitik sowie die Unter­
scheidung nach internen und externen 
Politikbereichen.6 Zur begrenzten Ver­
gleichbarkeit trägt bei, dass die Zuordnun­
gen der zahlreichen Ausgabenprogramme 
zu einzelnen Rubriken des Finanzrahmens 
gelegentlich geändert worden sind und bei 
den Agrarausgaben mittlerweile in gerin­
gem Umfang auch umweltpolitische Ausga­
ben enthalten sind. Als grobe Orientierung 
erscheinen die Gliederung und der Ver­
gleich über 20 Jahre dennoch sinnvoll. Es 
deuten sich dabei verschiedene kleine 
Änderungen hinsichtlich der Ausgaben­
struktur an. Die Ausgaben im Bereich Land­
wirtschaft sind im Anteil leicht rückläufig, 
auch der Anteil für die Ausgaben für die 
Strukturpolitik ist etwas reduziert, sie stel­
len aber nach wie vor den überwiegenden 
Teil der Ausgaben dar. Die internen Politik­
bereiche (Forschung und Technologie, 
Innen- und Justizpolitik) nehmen leicht an 
Gewicht zu, haben am Gesamthaushalt aber 
auch weiterhin nur einen kleinen Anteil. 

4. Im Wortlaut des Kommissionvorschlags zur MFR „Der EU-Haushalt ist nicht dazu gedacht, Maßnahmen 
zu finanzieren, welche die Mitgliedstaaten aus eigenen Kräften schultern können. Es gibt ihn, weil 
bestimmte Maßnahmen für das Funktionieren der EU erforderlich sind oder weil sie wirtschaftlicher oder 
wirksamer mittels einer gemeinsamen Finanzierung aus dem EU-Haushalt durchgeführt werden können.“ 
5. Siehe Europäische Kommission, KOM (2011) 500, Ein Haushalt für „Europe 2020“ vom 29.6.2011, S. 8. 
6. Siehe hierzu und zu den unterschiedlichen Rubriken Europäische Kommission, EU-Haushalt 2010 – 
Finanzbericht. Luxemburg 2011 
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 2014  2010 

 Mrd. 

Euro 

 

in % 

 Mrd. 

Euro 

 

in % 

Intelligentes und 

integratives Wachstum 

 

68,7 45,2

Wettbewerbsfähigkeit und 

Kohäsion für Wachstum 

und Beschäftigung 

 

 

63,6 45,4

    

Nachhaltiges Wachstum: 

Natürliche Ressourcen 

 

 

61,4 40,4

Bewahrung und 

Bewirtschaftung der 

natürlichen Ressourcen 

 

 

60,0 42,1

Darunter:  

marktbezogene Ausgaben 

und Direktzahlungen 

 

 

45,0 29,6

Darunter: 

marktbezogene Ausgaben 

und Direktzahlungen 

 

 

47,1 33,4

    

Sicherheit und 

Unionsbürgerschaft 

 

2,8 1,8

Unionsbürgerschaft, 

Freiheit, Sicherheit und 

Recht 

 

 

1,7 1,2

    

Globales Europa 10,0 6,6 Die EU als globaler Partner 7,9 5,7

    

Verwaltung 9,1 6,0 Verwaltung 7,9 5,6

Ausgleichszahlungen 0,0 0,0 Ausgleichszahlungen 0,0 0,0

MMittel insgesamt 152,1 100 Mittel insgesamt 141,0 100

 

Tabelle 1:  Gegenüberstellung des ersten Jahres des mehrjährigen Finanzrahmens 
2014 mit dem  Finanzrahmen für 2010 in laufenden Preisen

Mittel für Verpflichtungen. 
Quelle: Europäische Kommission (2010), EU-Haushalt 2010 – Finanzbericht; Eigene Berechnungen. Abwei-
chungen in den Zahlen durch Rundung.
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Tabelle 2:  Der mehrjährige Finanzrahmen der EU im Vergleich der Jahre
2000, 2010 und 2020 

Mittel für Verpflichtungen. 
Quelle: BMF. Anmerkungen: Außerhalb des Finanzrahmens veranschlagte Ausgaben sind nicht berücksichtigt (2020: 10,1 Mrd. €).
CEF: Connecting Europe Facility (Infrastrukturfazilität); KOM-Vorschlag für 2020: 9,0 Mrd. €. 

 2000 (EU-15) 2010 (EU-27) 2020 (EU-28) 

 Mrd. 
Euro 

in %  Mrd. 
Euro 

in % Mrd. 
Euro      

in % 

       

1. Landwirtschaft 41,738 44,9 59,955   42,5 62,561 34,5

  

2. Strukturpolitik 32,686 35,2 49,388   35,0 59,681   32.9

     (ohne CEF) 

      

3. Interne Politikbereiche 6,049 6,5% 15,860   11,3 35,297 19,4

   (Rubriken 

 1a + 3) 

(Rubriken 

 1a +CEF+ 3) 

       

4. Externe Politikbereiche 

(einschl. Heranführungshilfe) 

7,823 8,4 7,893 5,6 12,692 7,0

  

5. Verwaltungsausgaben 4,651 5,0 7,882 5,6 11,291 6,2

  

Mittel insgesamt 92,948 100 140,978 100 181,520 100

  (ohne Reserven)        
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Bei den ungewöhnlichen Auf- und Aus­
gabengliederungen seitens der EU fällt auf, 
dass auf die traditionellen Untergliederun­
gen, wie sie in den Mitgliedsländern ver­
wendet werden, also nach Ressorts bzw. 
Verantwortlichkeiten (Ministerialprinzip), 
nach konkreten Aufgabenbereichen (Funk­
tionalprinzip) und nach Ausgabearten (Leis­
tungsentgelte und Einkommensübertra­
gungen) weitgehend verzichtet wird. Dabei 
gibt es mit den Generaldirektionen der EU 
durchaus Parallelen zu den Ressorts und es 
ließen sich auch die international üblichen 
Gliederungen nach Aufgabenbereichen und 
Ausgabearten verwenden, um die Ausga­
benstruktur zu erläutern. 

Eine weitere Besonderheit besteht darin, 
dass viele Ausgaben außerhalb des mehr­
jährigen Finanzrahmens veranschlagt wer­
den. Dies trifft vor allem Mittel für die 
Gruppe der afrikanischen, karibischen und 
pazifischen Staaten (AKP Länder) im Rah­
men des Europäischen Entwicklungsfonds, 
aber auch Nothilfereserve, Solidaritäts­
fonds, Flexibilisierungsinstrument, Reserve 
für Krisen im Agrarsektor, Europäischer 
Fonds für die Anpassung an die Globalisie­
rung und die technologischen Großprojekte 
ITER (International Thermonuclear Experi­
mental Reactor) und GMES (Globale 
Umwelt- und Sicherheitsüberwachung). In 
der Summe sind es über 65 Mrd. Euro, die 
von 2014 bis 2020 in diesen Bereichen zur 
Verfügung stehen sollen. Insgesamt erhöht 
sich der Vorschlag der Kommission für die 
Finanzausstattung damit innerhalb und 
außerhalb des Finanzrahmens auf 1.231.123 
Mio. Euro in laufenden Preisen bzw. 1,14% 
des erwarteten EU-BNE (siehe Abbildung 1 
und die Anhangtabelle 3). 

Neben den Ansätzen für die Finanzvolu­
mina insgesamt und für die einzelnen Auf­
gabenbereiche fordert die Kommission 
Änderungen bei den Regeln für den Haus­
haltsvollzug. Zwar will die Kommission an 
den formellen Obergrenzen für die Mittel 
festhalten; sie schlägt aber vor, die Flexibi­
lität zu erhöhen, zu diesem Zweck die Über­
tragbarkeit zwischen den Haushaltstiteln zu 
erleichtern und die Zweckbindung einzu­
schränken. Zugleich schlägt die Kommis­
sion vor, durch Bereitstellung von Garan­
tien die Mittel für Infrastrukturprojekte zu 
erweitern. Im Rahmen von sogenannten 
Projekt-Bonds soll die EU mit Hilfe der 
Europäischen Investitionsbank (EIB) Garan­
tien für Anleihen bereitstellen, die von pri­
vaten Projektgesellschaften begeben wer­
den (Project Bond Initiative). 
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Schließlich fordert die EU-Kommission
mehr Ergebnisorientierung und betont die
Notwendigkeit einer Steigerung der Qua-
lität der Ausgaben der EU. Die Kommission
schreibt sich selbst vor, jeden Ausgabepos-
ten kritisch auf seinen europäischen Mehr-
wert und seinen integrationsfördernden
Charakter zu prüfen. 

Quelle: EU-Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Ein Haushalt für „Europe 2020“, S. 5; eigene Berechnungen, eigene
Darstellung.

 

Nothilfereserve
4%

Globalisierungs-
anpassungsfonds  

(Entlassungen)
5%

Solidaritätsfonds 
(Naturkatastrophen)

12%

Flexibilitäts-
instrument

6%

Reserven für Krisen im 
Agrarsektor

6%
ITER (International 

Thermonuclear 
Experimental Reactor)

4%

GMES 
(Globale Umwelt- und 

Sicherheits-
überwachung)

10%

Europäischer 
Entwicklungsfonds, 

AKP-Länder
52%

Europäischer 
Entwicklungsfonds, 

Überseeische 
Länder und Gebiete

1%

Abbildung 1: Instrumente außerhalb des Finanzrahmens 
in % dieser Ausgaben insgesamt (65,8 Mrd.)



    Seite 16 Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen 

Einnahmen 

Auch die Einnahmenseite des EU-Haushalts 
bedarf nach Auffassung der EU-Kommis­
sion nicht nur einer routinemäßigen Fort­
schreibung bis 2020, sondern einer umfas­
senden Neuausrichtung. Das bisherige Sys­
tem der Eigenmittel wird von der Kommis­
sion generell als schwer verständlich, auf­
wändig und intransparent kritisiert, insbe­
sondere die Berechnungen der MwSt-
Eigenmittel und die sogenannten Korrek­
turmechanismen (Rabatte). Die Kommis­
sion weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass die Verträge – auch bereits vor 
dem Lissabon-Vertrag – Änderungen der 
Einnahmestruktur durchaus zulassen. So 
können gemäß Art. 311 Absatz 3 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union (AEUV) durch einen Beschluss 
des Rates über das Eigenmittelsystem „neue 
Kategorien von Eigenmitteln eingeführt 
oder bestehende Kategorien abgeschafft 
werden“. Aus dieser seit langem bestehen­
den Regelung lässt sich allerdings keine 
Aufforderung zur Änderung des Einnahme­
systems ableiten, wie man angesichts des 
Vorschlags der Kommission vielleicht mei­
nen könnte. In jedem Fall bedarf es dazu 
wiederum der Zustimmung sämtlicher Mit­
gliedstaaten und der nationalen Ratifizie­
rung in allen Mitgliedstaaten wie bei jeder 
Änderung primären Unionsrechts. 

Konkret schlägt die Kommission die fol­
genden wesentlichen Änderungen auf der 
Einnahmenseite vor: 

i. Abschaffung der bisherigen MwSt-
Eigenmittel und Ersatz durch Einfüh­
rung neuer MwSt-Eigenmittel in Höhe 
von maximal 2% des Wertes der in allen 
Mitgliedstaaten dem Normalsatz unter­
liegenden Umsätze (vgl. Vorschlag für ei­
nen Beschluss des Rates vom 9.11.2011 
KOM (2011) 739 endgültig). 

ii. Einführung einer EU-weiten 
Finanztransaktionsteuer (FTS) (vgl. 
KOM(2011)738) mit einem Steuersatz, der 
in Abhängigkeit von der Art der Transak­
tion zwischen 0,01 und 0,1% liegen soll. 
Die Besteuerung soll einheitlich durch 
die Mitgliedstaaten erfolgen. Das von der 
Kommission erwartete Aufkommen in 
Höhe von etwa 57 Mrd. Euro im Jahr 
2020 soll zu zwei Dritteln, mithin also 
38 Mrd. Euro, in den EU-Haushalt flie­
ßen. 

iii. Reform der Korrekturmechanis­
men: Auch weiterhin soll das Prinzip des 
Europäischen Rates von Fontainebleau 
aus dem Jahre 1984 gelten, wonach 
„jedem Mitgliedsstaat, der gemessen an 
seinem relativen Wohlstand eine zu gro­
ße Haushaltslast trägt, zu gegebener Zeit 
Korrekturen zugestanden werden kön­
nen“. An die Stelle der bisher mehrstufi­
gen Rabattberechnung soll aber ein 
System gleichbleibender jährlicher 
Pauschalbeträge treten. 
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Tabelle 3 stellt die vorgeschlagene Ent-
wicklung der Finanzierungsstruktur der EU
im Vergleich der Jahre 2012 und 2020 gra-
phisch dar. Für das Endjahr des Finanzrah-
mens 2020 zeigt sich die gewünschte pro-
zentuale Zusammensetzung aller Eigenmit-
tel. Die Beiträge aus den Mitgliedstaaten auf
der Grundlage des BNE und die neuen

Eigenmittel (Finanztransaktionsteuer und
neue MwSt-Eigenmittel) halten sich dem-
nach in etwa die Waage (je ca. 40%), der ver-
bleibende Teil von knapp 20% entfällt auf
die sogenannten traditionellen Eigenmittel
(Agrarabschöpfungen, Zölle und Zuckerab-
gaben).

Quelle: EU-Kommission: A budget for Europe 2020 (Präsentation), laufende Preise.

Tabelle 3: Die von der Kommission vorgeschlagene
Finanzierungsstruktur der EU-Einnahmen

 2012 2020 

  in % in % 

Traditionelle Eigenmittel  14,7 18,9  

Bestehende nationale Beiträge  

MwSt-Eigenmittel 11,1                     - 

BNE-Eigenmittel 74,2 40,3 

Neue Eigenmittel  

Neue MwSt-Einnahme                     - 18,1 

EU-Finanztransaktionsteuer                     - 22,7 

 100,0 100,0 

  
Gesamteinnahmen in Mrd. Euro 131,1 162,7 
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III. Ansätze und Kriterien für eine 
Bewertung der Vorschläge der 
EU-Kommission 

Für eine Bewertung der Vorschläge der 
Kommission kommen verschiedene 
Ansätze in Betracht. Eine erste aus finanz­
wissenschaftlicher Sicht naheliegende Her­
angehensweise basiert auf einem normati­
ven Ansatz, der es ermöglicht, einen 
Abgleich zwischen den konkreten Vorschlä­
gen und einem gleichsam idealen europäi­
schen Haushalt vorzunehmen. Dieser Sicht­
weise folgt auch die EU-Kommission in 
ihrem Vorschlag für den mehrjährigen 
Finanzrahmen, wenn sie den europäischen 
Mehrwert der Ausgaben betont. Andere 
Theorieansätze ziehen das Eigeninteresse 
der politischen Akteure und daraus resul­
tierende mögliche Diskrepanzen zwischen 
Politik und Gemeinwohl in Betracht. Ein 
weiterer Ansatz berücksichtigt Steuerungs­
probleme, die sich aus dem Zielkonflikt 
zwischen der Regierung eines Mitgliedstaa­
tes und der EU-Ebene ergeben. Alle diese 
theoretischen Ansätze liefern wichtige Kri­
terien für die Ausgestaltung der Finanzpoli­
tik in Föderalstaaten und finden ihre Ent­
sprechung in der Praxis des Fiskalfödera­
lismus. Von daher ist nachvollziehbar, dass 
sie in der öffentlichen Diskussion über die 
Fortentwicklung der EU-Finanzen herange­
zogen und zum Teil auch von der EU-Kom­
mission angeführt werden. Allerdings gilt 
es, die bestehende Integrationsarchitektur 

und den institutionellen Rahmen der EU 
bei der Bewertung der Vorschläge der EU-
Kommission zu berücksichtigen. 

Normativer Ansatz 

Bei der Beurteilung des MFR mittels nor­
mativer Theorieansätze steht der vertikale 
Finanzausgleich im Mittelpunkt, also die 
Frage, ob bestimmte Aufgaben der europäi­
schen Ebene zugeordnet werden sollten. 
Hier liefert insbesondere die normative 
Theorie des Fiskalföderalismus eine Reihe 
von Gestaltungsempfehlungen, die nicht 
nur von der EU-Kommission, sondern auch 
in der Literatur auf die Europäische Union 
angewandt werden.7 

Nach dieser Theorie steht die Effizienz 
der Erfüllung staatlicher Aufgaben im Zen­
trum einer Zuordnung der Kompetenzen. 
Die angestrebte Fokussierung der EU auf 
Politikbereiche, in denen eine zentrale 
Bereitstellung öffentlicher Leistungen Effi­
zienzvorteile aufweist, in denen also ein 
europäischer Mehrwert entsteht, entspricht 
dieser Anforderung an die vertikale Aufga­
benverteilung in Europa. Dabei werden in 
der Literatur verschiedene Gründe für Effi­
zienzvorteile unterschieden. So entstehen 
bei europaweiten öffentlichen Gütern Effi­
zienzvorteile, wenn eine zentrale Bereitstel­

7. Siehe hierzu auch Feld, L. P. und Necker, S., Fiskalföderalismus in der Europäischen Union: Herausfor­
derungen für die Reform der Finanzverfassung der EU, Brüssel o. J., S. 41-44. 
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lung mit niedrigeren Durchschnittskosten 
als eine dezentrale Bereitstellung einher­
geht. Auch sonst kann eine dezentrale 
Bereitstellung problematisch sein, wenn das 
von einem Mitgliedsstaat bereitgestellte 
öffentliche Gut zwar auch den Bürgern 
anderer Mitgliedstaaten zu Gute kommt 
(Nutzen-Spillover), deren Nutzenvorteil bei 
der einzelstaatlichen Entscheidung über die 
Bereitstellung aber unberücksichtigt bleibt. 
Ähnlich sieht die Theorie Probleme bei der 
dezentralen Bereitstellung von Leistungen, 
die Mobilitätseffekte auslösen. Beispiels­
weise kann die Bereitstellung von Infra­
struktur die wirtschaftlichen Bedingungen 
auch an anderen Standorten verändern. 
Ebenso könnte eine dezentrale Sozialpolitik 
Zu- oder Abwanderungen verursachen und 
so Effekte auf andere Mitgliedsländer auslö­
sen. Wenn nicht unterschiedliche Präferen­
zen einer einheitlichen Lösung entgegen­
stehen, ist in diesen Fällen die Übertragung 
der Aufgaben auf die europäische Ebene mit 
Effizienzvorteilen verbunden. Allerdings ist 
die Zentralisierung nicht der einzige Weg, 
Effizienzvorteile zu generieren; die EU 
könnte sich darauf beschränken, mit 
bedingten Zuweisungen den Mitgliedslän­
dern Anreize für eine Ausweitung oder 
Reduktion der Bereitstellung der entspre­
chenden Leistungen zu setzen. In der Praxis 
des vertikalen Finanzausgleichs wird dem 
normativen Theorieansatz vielfach entspro­
chen. So werden Größenvorteile genutzt, 
wenn beispielsweise die Landesverteidi­
gung zentralisiert wird. Auch das Setzen 
von Anreizen durch bedingte Zuweisungen 
ist weit verbreitet, beispielsweise bei der 
Kofinanzierung des Straßenbaus im Rah­
men von Zweckzuweisungen. 

Anhaltspunkte zur Ausgestaltung liefert 
die normative Theorie des Fiskalfödera­
lismus auch im Hinblick auf die Finanzie­
rung der öffentlichen Leistungen. Dabei 
basieren die Vorstellungen traditionell auf 
der Kongruenz von Ausgabe- und Einnah­
meverantwortung, wonach der zentrale 
Haushalt für seine Aufgaben auch eigene 
Steuerquellen zur Verfügung hat. Ein 
wesentlicher Aspekt ist auch hier die Mobi­
litätswirkung steuerlicher Instrumente. 
Ähnlich wie bei der Wahrnehmung von 
Aufgaben übt eine dezentrale Steuerpolitik 
Effekte auch auf andere Staaten einer Föde­
ration aus, die die Finanzierungskosten 
öffentlicher Leistungen aus Sicht der einzel­
nen Staaten verändern. Beispielsweise führt 
eine Erhöhung der örtlichen Steuerlast zu 
einer Abwanderung von Steuerzahlern in 
andere Staaten. Dies führt zu systemati­
schen Fehlanreizen. Da die Steuerpolitik der 
zentralen Regierung von solchen Effekten 
in der Regel abstrahiert, werden in der The­
orie gerade Steuern mit großer Mobilitäts­
wirkung dem zentralen Haushalt zugewie­
sen. Dies sind insbesondere Steuern, die 
sich an der Leistungsfähigkeit orientieren, 
wie z. B. die Einkommensteuer. Auch wird 
mitunter eine Zuordnung von Verkehrsteu­
ern zum zentralen Haushalt empfohlen, da 
eine Autonomie der Gebietskörperschaften 
in diesen Bereichen in das interregionale 
Preissystem eingreift und daher die interre­
gionale Geschäftstätigkeit verzerrt. Demge­
genüber ordnet die Theorie Grundsteuern 
und Einwohnersteuern, mithin Steuern die 
eher dem Äquivalenzprinzip entsprechen, 
untergeordneten Ebenen zu. Auch diese 
Gestaltungsempfehlungen haben ihre Ent­
sprechung in der Praxis des Fiskalfödera­
lismus, allerdings gibt es zahlreiche spezifi­
sche Regelungen und Institutionen wie bei­
spielsweise umverteilende Zuweisungssys­
teme, die geeignet sind, die Effizienz von 
Steuerstrukturen zu verbessern, die an sich 
den theoretischen Anforderungen nicht 



    Seite 20 Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen 

entsprechen. Bei der Erhebung von Steuern 
könnte man unter Anwendung der Theorie 
des Fiskalföderalismus Vorteile in einer 
Zentralisierung sehen. In der Praxis des Fis­
kalföderalismus findet sich auch vielfach 
der Zugriff von Einzelstaaten und zentra­
lem Haushalt auf eine gemeinsame Bemes­
sungsgrundlage.8 

Zielkonflikte zwischen Regierung und 
Mitgliedsländern 

Bei Interventionen durch Zuweisungen 
stellt sich für eine Regierung auf europäi­
scher Ebene allerdings die Herausforde­
rung, gegenüber den Mitgliedstaaten mög­
lichst keine strategische Angriffsfläche zu 
bieten. Kann der Mitgliedstaat z. B. davon 
ausgehen, dass die EU eine bestimmte Leis­
tung verstärkt bezuschusst, wenn die eige­
nen Leistungen niedrig gehalten werden, 
entstehen gravierende Fehlanreize, weil 
Mitgliedstaaten versuchen können, Finan­
zierungslasten auf die EU abzuwälzen. 

Auch in der Steuerpolitik gibt es Ziel­
konflikte zwischen zentraler und lokaler 
Ebene. So kann das Vorhandensein von 
mehreren Regierungsebenen, die auf die­
selbe steuerliche Bemessungsgrundlage 
zugreifen, ungünstige Effekte auf die Stan­
dortattraktivität ausüben. Zudem entstehen 
durch den sogenannten vertikalen Steuer­
wettbewerb Fehlanreize, die tendenziell zu 
einer zu hohen Steuerbelastung führen 
können, weil die ungünstigen wirtschaft­
lichen Konsequenzen eines Anstiegs der 
Steuerbelastung zum Teil von der jeweils 
anderen Ebene getragen werden. 

Eigeninteresse der politischen Akteure 

Eine andere Sichtweise geht davon aus, dass 
die Finanz- und Steuerpolitik nicht allein 
auf das Gemeinwohl hin ausgerichtet ist, sei 
es weil der politische Abstimmungsprozess 
Mängel aufweist oder weil die politischen 
Akteure Eigeninteressen verfolgen. 
Dadurch ergeben sich erhebliche Ein­
schränkungen bezüglich der obigen Aussa­
gen zum vertikalen Finanzausgleich. Ist 
nicht sichergestellt, dass eine zentrale 
Regierung die öffentlichen Leistungen in 
dem Umfang bereitstellt, der aus Sicht des 
Gemeinwohls optimal ist, kann die Mobi­
lität von privaten Haushalten und Unter­
nehmen und der daraus entstehende Wett­
bewerb der Mitgliedstaaten zu einer zielge­
naueren Bereitstellung öffentlicher Leis­
tungen beitragen. Die Bereitstellung öffent­
licher Leistungen durch die EU oder die 
Intervention durch bedingte Zuweisungen 
können dann ineffizientere Ergebnisse lie­
fern als eine dezentrale und aus eigenen 
Mitteln finanzierte Bereitstellung durch die 
Mitgliedstaaten. Diese Argumentation hat 
bereits bei der Herausbildung föderaler 
Nationalstaaten eine wesentliche Rolle 
gespielt. 

Gibt man die Annahme der ausschließ­
lichen Gemeinwohlorientierung auf, muss 
man auch bei der Zuordnung von Steuer-
quellen die normativen Schlussfolgerungen 
relativieren. So kann die Mobilitätswirkung 
der Besteuerung einen Beitrag leisten, die 
Tendenz zu einer zu starken Steuerbelas­
tung zu verhindern. Schließlich ist gerade 
auch der leichtere Zugang eines zentralen 

8. In diesem Zusammenhang ist auf die Bestrebungen der EU zu verweisen, eine einheitliche Bemessungs­
grundlage für die Körperschaftsteuer (CCCTB) zu schaffen. Gerade wenn eine Formelzerlegung installiert 
werden soll, ergeben sich aus der Partizipation des zentralen Haushalts Vorteile für die Durchsetzung. 
Dem stehen indes auch Nachteile gegenüber. Die Frage der Kompatibilität einer CCCTB in Europa mit dem 
System der internationalen Besteuerung von Konzernen mit Geschäftstätigkeit über die Grenzen Europas 
hinweg ist offen; ebenso weisen Kritiker der CCCTB darauf hin, dass durch sie der Steuerwettbewerb sich 
von einer reinen Verlagerung von Buchgewinnen auf eine Verlagerung realwirtschaftlicher Aktivität verla­
gert. Zu den Aspekten einer gemeinsamen Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage vgl. auch die kritische 
Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen, Einheitliche 
Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer in der Europäischen Union, Schriftenreihe des Bundesmi­
nisteriums der Finanzen, Heft 81, Berlin 2007. 
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Haushalts zum Kapitalmarkt bei möglichen 
Diskrepanzen zwischen Politik und 
Gemeinwohl durchaus ambivalent zu 
sehen, bietet er doch der Politik zusätzliche 
Möglichkeiten, die öffentlichen Ausgaben 
zu steigern. 

Grenzen durch die bestehende 
Integrationsarchitektur 

Der normative Ansatz erweist sich als unge­
eignet für die Frage nach der Ausgestaltung 
der Finanzpolitik in Europa, weil die insti­
tutionellen Rahmenbedingungen in der 
Europäischen Union und insbesondere die 
Vorgaben für den europäischen Haushalt 
grundlegend verschieden sind von denen 
eines Bundesstaats, der üblicherweise in der 
finanzwissenschaftlichen Literatur zum 
Thema Föderalismus vorausgesetzt wird 
und Ausgangspunkt des normativen Ansat­
zes ist. Angesichts des in der europäischen 
Finanz- und Wirtschaftskrise offenbar 
gewordenen Reformbedarfs in der beste­
henden europäischen Finanzordnung mag 
es zwar attraktiv erscheinen, von den beste­
henden Institutionen zu abstrahieren und 
über eine umfangreichere Neuordnung 
nachzudenken. Allerdings kann sich auch 
eine solche Neuordnung nicht einfach über 
die aus der Verfassung der Mitgliedsländer 
entstehenden Restriktionen hinwegsetzen. 
Eine besondere Schwierigkeit besteht darin, 
dass die Finalität der europäischen Integra­
tion in der Schwebe ist. Je nach der Wahl 
des Leitbildes gibt es zu diesen Fragen zahl­
reiche kontroverse Diskussionsbeiträge. 
Manche Kommentatoren halten als Fernziel 
die Errichtung der Vereinigten Staaten von 
Europa nach dem Vorbild der USA für 
erstrebenswert. Das Bundesverfassungsge­
richt hat stattdessen mit der Klassifizierung 
von EG/EU als „Staatenverbund“ (BVerfGE 
89, 155 – „Maastricht“, seither ständige 
Rechtsprechung) die überkommenen 
Kategorien Bundesstaat und Staatenbund 

bewusst vermieden, damit aber gleichzeitig 
die schwierige „Fassbarkeit“ des erreichten 
Integrationsstands aus Sicht des nationalen 
Verfassungsrechts dokumentiert. 

Immerhin hat das Bundesverfassungsge­
richt in den bislang zentralen Entscheidun­
gen zu den Grenzen der europäischen Inte­
gration aus der Sicht des Grundgesetzes, die 
Verträge von Maastricht und Lissabon 
betreffend, den Übergang vom derzeitigen 
Staatenverbund zum Bundesstaat an eine 
verfassungsrechtliche Neukonstituierung in 
Deutschland gebunden. Anders ausge­
drückt: Trotz der Staatszielbestimmung 
Europäische Integration (Präambel, Art. 23 
GG) wäre eine solche weitreichende Fort­
entwicklung unter dem Grundgesetz kaum 
möglich. Auch unterhalb des schwer zu 
bestimmenden Übergangs zur „Staatlich­
keit“ hat das Bundesverfassungsgericht 
Grenzen der Integration aus dem Grundge­
setz aufgezeigt: Wesentliche Teile des 
Besteuerungsrechts wie der Haushaltsauto­
nomie müssen nach dieser Rechtsprechung 
bei den Mitgliedstaaten verbleiben. Nach 
dieser für Deutschland verbindlichen Inter­
pretation des Grundgesetzes dürfen dem­
nach die weiteren Integrationsschritte – 
auch im Bereich der EU-Finanzen – die 
durch die deutsche Zustimmung zu den 
Verträgen konsentierte „Integrationsarchi­
tektur“ nicht sprengen. Dies wird insbeson­
dere dadurch sichergestellt, dass nach wie 
vor die Mitgliedstaaten die Einnahmen der 
EU mittels einstimmiger Eigenmittelbe­
schlüsse festlegen, die nach den jeweiligen 
nationalen Verfassungsbestimmungen rati­
fiziert werden müssen. Daher verbleibt 
gerade auf dem Gebiet der Finanzierung der 
EU die „Kompetenz-Kompetenz“ nach wie 
vor bei den Mitgliedstaaten: Nicht die 
Union, sondern die Mitgliedstaaten bestim­
men über die finanzielle Ausstattung der 
supranationalen Ebene. 
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Die Rolle der Mitgliedstaaten als „Herren 
der Verträge“ wird hier deutlich sichtbar.9 

Folgerungen für die Bewertung 

In einer Auseinandersetzung mit den Vor­
schlägen der EU-Kommission zum MFR ist 
es vor dem Hintergrund der obigen Ausfüh­
rungen zentral, die bestehende „Integra­
tionsarchitektur“ und die spezifischen insti­
tutionellen Rahmenbedingungen explizit 
zu berücksichtigen. Die zentralen Merkmale 
des institutionellen Rahmens der EU-
Finanzen sind dabei wie folgt zu charakteri­
sieren: Die EU ist eine supranationale Ein­
richtung ohne eigene Verschuldungs- und 
Besteuerungskompetenzen, die sich wei­
testgehend durch Beiträge der Mitgliedstaa­
ten finanziert. Sie betreibt eine vielfältige 
Förderpolitik, die im Konzert mit dem 
jeweiligen Mitgliedstaat finanzielle Hilfen 
und Prämien an Gebietskörperschaften und 
Unternehmen umfasst. Darüber hinaus 
setzt sie vor allem Recht, vorrangig durch 
den Erlass von Richtlinien, die dann von 
den Parlamenten der Mitgliedstaaten in 
nationales Recht umgesetzt werden müs­
sen. 

Die derzeitige EU-Haushaltsfinanzie­
rung durch Zuweisungen korrespondiert in 
diesem institutionellen Gefüge mit den spe­
zifischen Aufgaben und Ausgaben, die auf 
europäischer Ebene verortet sind. Ange­
sichts dieser in sich durchaus konsistenten 
Rahmenbedingungen ist die unmittelbare 
Anwendung der Ausgestaltungskriterien 
der Theorieansätze zum Fiskalföderalismus 
auf einzelne Fragestellungen, etwa der 
Finanzierung, nicht zielführend. Nur inner­
halb der gegebenen institutionellen Rah­
menbedingungen können der normative 

Theorieansatz und kritische Gegenpositio­
nen für eine Bewertung herangezogen wer­
den. So liefe beispielsweise die Ausein­
andersetzung mit der Frage nach der besten 
Steuerquelle für eine europäische Regie­
rung ins Leere. Allerdings entfalten alterna­
tive Bemessungsgrundlagen für die Beiträge 
der Mitgliedsländer möglicherweise unter­
schiedliche Effekte auf die Politik der EU 
oder auf die Mitgliedstaaten. Hier kann eine 
Bewertung dann ggf. auf die Theorieansätze 
des Fiskalföderalismus zurückgreifen, um 
mögliche Alternativen zu bewerten. 

Obschon es auf den ersten Blick selbst­
verständlich erscheinen mag, dass der vor­
geschlagene Finanzrahmen und die damit 
verbundenen finanzpolitischen Ziele den 
institutionellen Rahmenbedingungen 
Rechnung tragen müssen, ist die hier gefor­
derte institutionelle Kongruenz bei dem 
Vorschlag der EU-Kommission zum MFR 
nicht immer gewährleistet, wie im Folgen­
den ausgeführt wird. Dies mag daran liegen, 
dass die EU-Kommission durchaus anstrebt, 
die institutionellen Rahmenbedingungen 
zu verändern. Mängel in der Kongruenz 
zwischen den institutionellen Vorausset­
zungen und der konkreten Ausformung der 
Finanzen der Europäischen Union zeigen 
sich nicht nur bei den aktuellen Vorschlä­
gen für den mehrjährigen Finanzrahmen ab 
2014, sondern sind auch für die laufende 
siebenjährige Budgetperiode der EU zu 
konstatieren. Die Festlegungen für die 
nächste Periode des mehrjährigen Finanz­
rahmens bieten von daher eine Chance, 
eine konsequente Neuorientierung vorzu­
nehmen, die diese Defizite beseitigt und so 
zu einer Verringerung der Reibungsverluste 
und zur Verbesserung der Effizienz der EU-
Finanzen beiträgt. 

9. Hingewiesen sei an dieser Stelle darauf, dass in der deutschen rechtswissenschaftlichen Diskussion der 
Standpunkt des Bundesverfassungsgerichts gelegentlich als zu restriktiv und zu integrationsfeindlich 
kritisiert wird. Dennoch sehen einige ausländische Verfassungsgerichte (Italien, Tschechien) ähnliche 
Grenzen wie das Bundesverfassungsgericht. Es gibt aber auch Mitgliedstaaten, die derartige Restriktionen 
nicht kennen, etwa weil keine Verfassungsgerichtsbarkeit besteht. Ohnehin ist aber nicht klar, ob in die­
sen Ländern überhaupt ein hinreichender Integrationswille besteht, so dass Änderungen über die von der 
deutschen Verfassung vorgegebenen Grenzen hinaus auch befürwortet würden. 
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IV. Bewertung der Vorschläge
 

Bei einer Bewertung der Vorschläge vor 
dem Hintergrund der zuvor geschilderten 
Beurteilungsmöglichkeiten sollen zunächst 
die Ausgaben im Vordergrund stehen, dann 
werden die vorgeschlagene Eigenmittel­
struktur und schließlich die Korrekturme­
chanismen („Rabatte“) diskutiert. 

EU-Ausgaben 

Der mit der Theorie des Fiskalföderalismus 
verwandte Grundsatz der Subsidiarität 
unterstellt, dass öffentliche Leistungen effi­
zient durch die Mitgliedstaaten bereitge­
stellt werden. Nur in Aufgabenbereichen, in 
denen das z. B. wegen hoher Spillover-
Effekte nicht gewährleistet ist, sollte die 
Europäische Kommission aktiv werden. Vor 
diesem Hintergrund erscheint der Hinweis 
auf den europäischen Mehrwert sinnvoll 
und eine Neuorientierung auf übergrei­
fende Aufgabenbereiche dringend ange­
zeigt. Wie die Literatur zeigt, deckt sich 
diese Forderung auch mit Präferenzen der 
EU-Bürger.10 Die praktische Anwendbarkeit 
dieser Überlegungen für die vertikale 
Zuordnung einer konkreten Aufgabe ist 
jedoch begrenzt. Denn für die Beantwor­
tung der Frage, ob die EU in einem Bereich 
tätig werden soll, reicht es nicht aus, festzu­

stellen, dass mit der öffentlichen Bereitstel­
lung von Leistungen Effizienzvorteile ver­
bunden sind. Vielmehr wäre festzustellen, 
dass die zentrale Bereitstellung mit signifi­
kanten Effizienzgewinnen gegenüber der 
dezentralen Bereitstellung verbunden ist. 
Da die Auffassungen über den Nutzen 
bestimmter öffentlicher Leistungen zwi­
schen den Einzelstaaten auseinandergehen, 
ist das nicht allein eine Frage der Kostenef­
fizienz. 

Die in der Darstellung und Motivierung 
des EU-Haushaltes so prominente Zielset­
zung, Wachstum- und Beschäftigung zu 
fördern, dürfte zwar unter den Mitglieds­
ländern konsensfähig sein. Ob aber die im 
Haushaltsentwurf veranschlagten Mittel 
dazu beitragen, diese Ziele zu erreichen, ist 
zweifelhaft. Dabei ist offensichtlich, dass im 
Zuge der Staatsschuldenkrise in Europa 
gerade auch die EU-Struktur- und Kohä­
sionspolitik im Hinblick auf ihre Wirksam­
keit und Nachhaltigkeit kritisch hinterfragt 
werden muss. So sind gerade Länder wie 
Portugal, Griechenland, Spanien und Irland, 
die in der Vergangenheit einen Großteil der 
Mittel aus den Strukturfonds erhielten, 
besonders stark von der aktuellen Krise 
betroffen. Dies reflektiert vielleicht nicht 
nur nach wie vor bestehende strukturelle 

10. Alesina, A., I. Angeloni, and L. Schuhknecht (2005). What does the European Union do? Public Cho­
ice, 123, 275-319 und Cernigliani, F. and L. Pagani (2009). The European Union and the Member States: 
An empirical analysis of Europeans‘ preferences for competences allocation, CESifo Economic Studies, 
55, 1, 197-232. 

http:EU-B�rger.10
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Schwächen, sondern könnte auch die Kon­
sequenz einer möglicherweise verfehlten 
EU-Politik sein, die einseitig Ausgabenpro­
gramme betont und strukturelle Schwä­
chen in der nationalen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik vernachlässigt. 

Viele Kritiker weisen darauf hin, dass es 
sich bei den Ausgaben in der Vergangenheit 
um sog. Kompensations- oder Seitenzah­
lungen handelt11 und dass die Mittelvertei­
lung letztlich durch politische Machtver­
hältnisse bestimmt ist.12 Damit stellt sich 
auch die Frage nach der Renationalisierung 
bei Fehlen eines europäischen Mehrwerts. 
Die starke Involvierung der EU im Bereich 
der Regionalpolitik beispielsweise lässt sich 
kaum mit Effizienzvorteilen vereinbaren.13 

Die vorgeschlagene Neuausrichtung müsste 
daher auch mit der Rückführung von Kom­
petenzen an die EU-Mitgliedstaaten einher­
gehen.14 Vor diesem Hintergrund ermög­
licht eine restriktive Auslegung der europä­
ischen Regionalpolitik finanzielle Spiel­
räume für neue Prioritäten, etwa für euro­
päische Zukunftsprojekte wie den Auf- und 
Ausbau von grenzüberschreitenden Ener­
gie-, Verkehrs- und Telekommunikations-
netzen, sofern die Finanzierung nicht durch 
private Nutzer gewährleistet werden kann. 
Alternativ könnten die Mittel, die dadurch 

eingespart werden, dass Aufgaben ohne 
ersichtlichen europäischen Mehrwert an die 
einzelnen Staaten rückübertragen werden, 
ebenfalls an die Mitgliedstaaten zurückge­
geben werden. 

Die Verbindung der Zielsetzung des 
europäischen Mehrwertes mit dem integra­
tionspolitischen Ziel der Solidarität weckt 
weitere Zweifel an der vorgesehenen effi­
zienzorientierten Neuausrichtung der Auf­
gabenschwerpunkte. Vielmehr ist zu 
befürchten, dass die Verteilungswirkung 
des EU-Haushalts auch in der Zukunft im 
Vordergrund steht. In den konkreten Aus­
gabeschwerpunkten ist eine durchgreifende 
Neuausrichtung zudem nicht zu erkennen. 
Auch im neuen MFR bleiben die Kohäsions­
politik und die Agrarpolitik15 die größten 
Ausgabenblöcke (Vgl. Tabelle 2 zur Haus­
haltszusammensetzung). 

Ohnehin fehlen der Kommission aber 
die Befugnisse, eine Bereitstellung öffent­
licher Güter vor Ort vorzunehmen. Sie ist 
daher auf die Umsetzung ihrer Politik 
durch die Mitgliedstaaten angewiesen und 
muss sich darauf beschränken, die Mitglied­
staaten entweder durch Gesetze und Ver­
ordnungen oder durch Finanztransfers zu 
einer Bereitstellung zu veranlassen. Für die 
Erarbeitung von Gesetzen und Verordnun­

11. Siehe hierzu Neheider, S., Die Kompensationsfunktion der EU-Finanzen, Baden-Baden 2010. 
12. Im Rahmen einer empirischen Studie haben beispielsweise Kauppi und Widgren (2006) nachgewie­
sen, dass nahezu 90% der Verteilung der EU-Ausgaben auf die Mitgliedsländer durch die Stimmenge­
wichte im Ministerrat erklärt werden können (vgl. Kauppi, H., und M. Widgren (2006). Voting rules and 
budget allocation in the enlarged EU, European Journal of Political Economy 23, 693-706). 
13. Zwar bestätigt auch die neuere ökonometrische Forschung in gewissen Grenzen die Wirksamkeit der 
EU-Regionalpolitik für die lokale Wertschöpfung (vgl. Becker, S.O., Egger, P.-H. und M.von Ehrlich 
(2010). Going NUTS: The effect of EU Structural Funds on Regional Performance, Journal of Public Eco­
nomics 94, 578-590, sowie dieselben Autoren (2012): Too much of a good thing: On the growth effects 
of the EU's regional policy, European Economic Review, 56, 648-668). Für eine Beurteilung der EU-
Kompetenz im Bereich der Regionalförderung käme es aber auf den Vergleich zu einer entsprechenden 
nationalen Regionalpolitik an. 
14. Vgl. Sapir, A., P. Aghion, G. Bertola, M. Hellwig, J. Pisani-Ferry, D. Rosati, und J. Vinals (2004). An 
Agenda for a Growing Europe, Oxford University Press, Oxford. 
15. Siehe zur Agrarpolitik European Parliament Directorate General for Internal Policies, Policy Depart­
ment B: Structural and Cohesion Policies, Agriculture and Rural Development,: Direct Payments in the 
Common Agricultural Policy (CAP) post 2013, Note, January 2011 und Tangermann, S., CAP 2020: Is 
Europe losing touch with reality? In: Agra Europe, November 2011, S. 24f. 

http:gehen.14
http:vereinbaren.13
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gen benötigt sie keine umfangreichen Aus­
gabenprogramme. Aufgabenbereiche wie 
das Wettbewerbsrecht, die Umweltpolitik, 
die Verwirklichung des Binnenmarktes 
oder die Verkehrspolitik schlagen sich im 
EU-Haushalt überwiegend bei den Verwal­
tungsausgaben nieder, nicht aber unter den 
„operationellen“ Mitteln. Daher ist es bei 
der EU nicht zulässig, aus einer vergleichs­
weise niedrigen „Staatsquote“ auf einen 
entsprechend niedrigen Einfluss dieser 
Ebene auf die Mitgliedstaaten zu schließen 
und so Forderungen für eine Aufstockung 
zu begründen. Im Bereich der Verord­
nungstätigkeit ist der EU-Einfluss viel stär­
ker geworden, und Überlegungen, ob „Brüs­
sel“ zu stark in die Mitgliedstaaten hinein­
regiert, haben ihren Ursprung oft in den 
Richtlinien, Verordnungen und sonstigen 
Rechtsakten der EU. 

Die EU beschränkt sich indes nicht auf 
Gesetze und Verordnungen, sondern leistet 
ebenfalls Finanztransfers und setzt so der 
Politik der Mitgliedsländer finanzielle 
Anreize. Hier sind das Prinzip der Konditio­
nalität der EU-Transfers und vor allem die 
Kofinanzierung sachgerecht. Nach der The­
orie des Fiskalföderalismus sind bedingte 
Zuweisungen, insbesondere Zuweisungen 
in Verbindung mit eigenen Finanzierungs­
anteilen der empfangenden Gebietskörper­
schaften, ein geeignetes Instrument, die 
Effizienz der örtlichen Finanzpolitik im 
Hinblick auf übergeordnete Ziele zu verbes­
sern. 

Allerdings werfen Zuweisungen bekann­
tlich vielfältige Steuerungsprobleme bei 
den empfangenen Gebietskörperschaften 
auf. Gerade die mangelnde institutionelle 
Kongruenz kann im europäischen Kontext 
die Anfälligkeit der EU-Politik gegenüber 
dem strategischen Verhalten der Mitglied­
staaten verstärken. So wird die strategische 

Anfälligkeit durch die Festlegung von Mit­
teln für konkrete Ausgabenprogramme sys­
tematisch befördert, wenn die Mitgliedstaa­
ten darauf vertrauen können, die veran­
schlagten Mittel letztlich in jedem Fall zu 
erhalten. Das Nebeneinander von Kofinan­
zierung und Festlegung auf bestimmte Pro­
grammvolumina mag im Sinne einer dop­
pelten Absicherung auf den ersten Blick als 
Zeichen einer besonders strikten Diszipli­
nierung der EU positiv aufgenommen wer­
den. Bei näherer Betrachtung zeigt sich 
aber, dass die eigentliche Zielsetzung mögli­
cherweise untergraben wird, wenn bei 
mangelndem Abruf von Mitteln aus einem 
Programm zu erwarten ist, dass die Anfor­
derung an die Kofinanzierung reduziert 
wird. Diese Problematik wird durch Vertei­
lungszielsetzungen verschärft, da eine kon­
sequente Anwendung der Kofinanzierung 
nicht nur im Konflikt mit der Festlegung 
auf bestimmte Programmvolumina steht, 
sondern auch mit der Zielsetzung konfli­
giert, einzelne Länder im Rahmen bestimm­
ter Programme besonders zu berücksichti­
gen. In der Vergangenheit jedenfalls wurde 
vielfach der Finanzierungsbeitrag der Emp­
fängerländer abgesenkt, mitunter von den 
eigentlich vorgesehenen 50% auf nur 15%.16 

Mangelnde institutionelle Kongruenz 
zeigt sich auch bei der vielfach angestellten 
ex-post-Überprüfung oder Evaluierung des 
Programmerfolgs. Dabei wird übersehen, 
dass die EU-Kommission aufgrund des 
Vollzugs der konkreten Politik durch die 
Mitgliedstaaten ein fundamentales Infor­
mationsproblem hat. Institutionell gesehen 
findet dieses Informationsproblem Aus­
druck in dem Umstand, dass die Rech­
nungsprüfung in den konkreten Program­
men den nationalen Rechnungshöfen 
obliegt, die eigene Bewertungsansätze und 
Bewertungskriterien anwenden. Zudem ist 

16. Chang Woon Nam & Georg Wamser, 2010. „Application of Regionally Varying Additionality Degrees 
in the Practice of EU Cohesion Policy,“ CESifo Working Paper Series 2971. 
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eine sachgerechte Evaluierung gerade im 
Bereich der Kohäsionspolitik besonders 
schwierig, da hierfür festgestellt werden 
muss, wie die Entwicklung der Regionen 
oder Industrien ohne das jeweilige Pro­
gramm verlaufen wäre. Dies ist für viele 
Programme nicht zu leisten.17 Gerade 
wegen dieser Schwierigkeiten muss an einer 
strikten Anwendung von Kofinanzierungs­
regeln festgehalten werden. 

Weitere Kritikpunkte ergeben sich aus 
grundsätzlichen Anforderungen an eine 
Finanz- bzw. Haushaltsplanung. Wie bereits 
erwähnt, umfasst der Vorschlag zu den Mit­
teln des MFR eine ganze Reihe von Neben­
haushalten und sieht auch Finanzierungsin­
strumente außerhalb des Finanzrahmens 
vor. Die Nebenhaushalte (z. B. Europäischer 
Entwicklungsfonds, Soforthilfereserve) 
belaufen sich in der Summe (65,8 Mrd. 
Euro) auf etwa 6,4% der gesamten Mittel für 
Verpflichtungen (siehe Anhangtabellen 1 
und 2). Die Konzentration der Finanzierung 
bestimmter Aufgaben in Nebenhaushalten 
mag Reibungsverluste in der Kommission 
verringern, die Zersplitterung des Haushalts 
führt aber zu mangelnder Transparenz und 
Einheit des Budgets. Eine effektive Kon­
trolle wird erschwert. Dies gilt auch bei 
einer erweiterten Übertragbarkeit zwischen 
den Haushaltstiteln. Zudem fällt auf, dass 
ausgerechnet innerhalb der Nebenhaus­
halte offenbar europaweite öffentliche Leis­
tungen finanziert werden sollen. 

Neue Eigenmittel 

Von der EU-Kommission wird eine ganze 
Reihe von Vorschlägen gemacht, wie die 
Beiträge der Mitgliedsländer zum EU-Haus­
halt bemessen werden könnten, z. B. durch 
neue MWSt-Eigenmittel oder durch die 
teilweise Weitergabe des Aufkommens 
einer Finanztransaktionsteuer. Unabhängig 

von der Ergiebigkeit dieser Mittel ist der 
Haushalt aber letztlich durch die Ober­
grenze festgelegt. Die Deckelung des EU-
Haushalts im Rahmen des mehrjährigen 
Finanzrahmens ist zwar im Prinzip unstrit­
tig. Die konkreten Vorschläge gehen aber 
auseinander: Verschiedene Mitgliedsländer 
haben sich für eine 1-%-Obergrenze (Rela­
tion der Verpflichtungsermächtigungen 
(VE) zum BNE) ausgesprochen, die Kommis­
sion selbst hat demgegenüber eine höhere 
Obergrenze vorgeschlagen. Die Einführung 
von neuen Eigenmitteln ändert daran 
nichts. Die nicht durch diese Eigenmittel 
aufgebrachten Beträge müssen auch weiter­
hin durch BNE-Beiträge der Mitgliedstaaten 
aufgefüllt werden. Sollte eine Eigenmittel­
quelle tatsächlich so ergiebig sein, dass die 
Obergrenze überschritten wird, müssten 
ggf. sogar überschüssige Mittel im Verhält­
nis zum BNE zurückerstattet werden.18 Im 
gegebenen institutionellen Rahmen ergibt 
sich jedenfalls, dass die Einführung alterna­
tiver Eigenmittel in erster Linie die hori­
zontale Verteilung der Finanzierungsbei­
träge ändert. Allokative Konsequenzen 
resultieren nur, wenn sich aus den Finan­
zierungsbeiträgen Rückwirkungen auf die 
Politik der Mitgliedstaaten oder der EU-
Kommission ergeben. 

Bei den MwSt-Eigenmitteln handelt es 
sich im Kern um eine Zuweisung der Mit­
gliedstaaten, die in ihrer Höhe von der 
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer 
(„mehrwertsteuerpflichtiger Umsatz“) 
abhängt. Sie hat seit ihrer Einführung im 
Jahre 1978, insbesondere im Zuge der Über­
tragung der Auffüllfunktion auf die BNE 
Eigenmittel 1988, deutlich an Gewicht ver­
loren (vgl. Abbildung 2), vor allem gegen­
über den BNE-Eigenmitteln, die mit 75% 
zuletzt den wesentlichen Teil der Finanzie­
rung des EU-Haushaltes gesichert haben. 

17. Vgl. auch Sapir et al., a. a. O., S. 61f. 
18. Vgl. die sog. Franckensteinsche Klausel aus der Finanzverfassung des deutschen Kaiserreichs. 

http:werden.18
http:leisten.17
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Die Ermittlung der MwSt-Eigenmittel war
in der Vergangenheit vergleichsweise auf-
wändig, da sie eine einheitliche Bestim-
mung der Bemessungsgrundlage voraus-
setzt.19

Für die Stärkung der MwSt-Eigenmittel
ließe sich anführen, dass ein engerer Bezug
zum Konsum möglicherweise positive
Anreizeffekte auf die Finanz- und Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten ausübt.
Anders als bei den BNE-Eigenmitteln sind
Investitionen hier von der Bemessungs-
grundlage ausgenommen. Dies könnte dazu

führen, dass die Mitgliedstaaten verstärkte
Anstrengungen in Richtung auf eine Stimu-
lierung der Investitionstätigkeit unterneh-
men. Ob eine solche Stimulierung sinnvoll
ist, ist allerdings schwer zu beurteilen. Zieht
man die Standortkonkurrenz zwischen den
Mitgliedsländern in Betracht, bestehen
bereits Anreize, die nationale Finanzpolitik
auf eine Steigerung der Investitionen hin
auszurichten. Ohnehin dürften sich solche
Anreizwirkungen aufgrund des vergleichs-
weise geringen Volumens der Finanzmittel
aber in Grenzen halten.

19. Bezogen auf die einheitliche Bemessungsgrundlage beträgt der sogenannte Abrufsatz gegenwärtig
0,30%, wobei jedoch zahlreiche Sonderregelungen bestehen. 

Quelle: Commission Staff Working Paper: Financing the EU Budget: Report on the Operation of the Own Resources System,
SEC(2011) 876 final, S. 8; eigene Übersetzung.

 

Abbildung 2: EU-Haushaltseinnahmen

http:setzt.19
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Allerdings ist der dem Normsatz unter­
liegende Teil des Endverbrauchs nicht mit 
dem privaten Konsum gleichzusetzen, und 
auch die Berechnung der neuen MwSt-
Eigenmittel ist keineswegs unproblema­
tisch. Jedes einzelne Land müsste nicht etwa 
die Umsätze der dem Normsatz unterlie­
genden Lieferungen und Leistungen ermit­
teln, sondern es wären von diesen Umsät­
zen alle solchen Umsätze abzuziehen, die 
auch in anderen Mitgliedstaaten nicht dem 
Normsatz der MwSt unterliegen. Es ist 
daher zu erwarten, dass diese Operation in 
den meisten Mitgliedstaaten mit erhebli­
chem Aufwand einhergeht. Zwar könnte 
der Aufwand durch eine Harmonisierung 
der Mehrwertsteuer reduziert werden, doch 
sind die Vorschläge der Kommission 
zunächst vom gegebenen Rechtsstand her 
zu beurteilen. Demgegenüber ist die 
Berechnung des Bruttonationaleinkom­
mens anhand der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen europaweit stark stan­
dardisiert und transparent. Daher sind 
BNE-Eigenmittel von vornherein zu favori­
sieren. Sie sind nach weit verbreiteter Auf­
fassung eine Finanzierungsquelle, die durch 
den Bezug auf die wirtschaftliche Leistung 
der Einwohner eines Landes zu einer sinn­
vollen und nachvollziehbaren Lastvertei­
lung der Finanzierung in der Europäischen 
Union beitragen. Zugleich ist das BNE eine 
zentrale Zielgröße der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der meisten Länder, so dass 
gravierende Fehlanreize nicht zu erwarten 
sind. Schließlich würde eine Beschränkung 
auf die traditionellen Eigenmittel der Ver­
einfachung und Transparenz dienen. 

Die vorgeschlagene Reform des Eigen­
mittelsystems umfasst auch die Zuordnung 
von 2/3 des Aufkommens einer neuen 
Steuer auf Finanztransaktionen (FTS) zum 
EU-Haushalt. Dieser Vorschlag ist im Kon­

text der Forderungen einiger Mitgliedstaa­
ten zu sehen, die die FTS aus grundsätz­
lichen steuer- und ordnungspolitischen 
Erwägungen heraus einführen wollen. 
Dabei steht bislang weder fest, dass die FTS 
eingeführt wird, noch wie sie im Einzelnen 
ausgestaltet sein würde. Angesichts der 
damit verbunden Unwägbarkeiten 
erscheint der im Vorschlag der EU-Kom­
mission zum MFR angesetzte Schätzwert 
von 57 Mrd. Euro als weitgehend willkür­
lich. 

Als Verkehrsteuer könnte die nationale 
Einführung der FTS erhebliche Auswirkun­
gen auf Finanzmärkte und -akteure in 
Europa haben. Unabhängig von der Frage, 
wie man eine solche Steuer aus allokativer 
Perspektive einschätzt, erscheint die Zuord­
nung zum EU-Haushalt tendenziell kompa­
tibel mit den Empfehlungen der Theorie 
des Fiskalföderalismus. Allerdings geht es 
im Rahmen des MFR nur um eine Ände­
rung in der Struktur des Beitragssystems, 
die in erster Linie Effekte auf die Verteilung 
der Finanzierungsbeiträge hat. Angesichts 
der erheblichen Unterschiede in der Bedeu­
tung des Finanzsektors für die Mitgliedslän­
der könnten je nach Ausgestaltung20 gravie­
rende Asymmetrien in der Inzidenz der 
Finanzierungsbeiträge auftreten, die der 
Überwindung der auf Nettosalden fixierten 
Verhandlungen über die EU-Finanzen 
kaum förderlich sein dürften. 

Der Vorschlag der EU-Kommission sieht 
einen festen Anteil an den entsprechenden 
Steuern vor und greift damit implizit in die 
nationale Steuerhoheit ein. Auch in der 
technischen Zahlungsabwicklung (Weiter­
leitung an die EU) sollen die neuen Eigen­
mittel nahezu den Zöllen gleichgesetzt wer­
den. Für die Zölle gibt es freilich im Gegen­
satz zu den neuen Eigenmittelarten eine 
ausdrückliche Kompetenzzuweisung im 

20. Siehe im Zusammenhang der unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen Hemmelgarn, Th., Steuern 
und Abgaben im Finanzsektor – Abgabenrechtliche Regulierung und neue Finanzmarktsteuern in der 
Europäischen Union, IFST-Schrift Nr. 468, 2011, S. 28-73. 
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Primärrecht. So eröffnet die Zuordnung der 
Einnahmen aus der Finanztransaktion­
steuer zum Haushalt der EU auch nach 
Ansicht der Kommission eine qualitativ 
neue Dimension in der materiellen Finanz­
verfassung der EU, weg von einem Über­
weisungssystem „von unten nach oben“ in 
Richtung auf eine stärkere Autonomie der 
EU. Nicht nur würde die Kommission bei 
der Festlegung einzelner Elemente einer 
neu einzuführenden Finanztransaktion­
steuer eine zentrale Rolle spielen, sie würde 
auch durch Ausdehnung der Kontrollrechte 
Einfluss auf das Erhebungs-, Festsetzungs­
und Vollstreckungsverfahren der Mitglied­
staaten gewinnen. Eine solche Entwicklung 
ist indessen mit dem bestehenden institu­
tionellen Rahmen nicht vereinbar. Die Ein­
führung einer echten EU-Steuer mit EU-
eigener Rechtsetzungs- wie Ertragskompe­
tenz erforderte eine Änderung des primären 
Unionsrechts. Dies gilt zumindest dann, 
wenn eine solche Steuer in erster Linie der 
Finanzierung des EU-Haushalts diente; für 
Lenkungssteuern, etwa in der Umweltpoli­
tik, mag anderes gelten. Die EU würde indes 
die bisherige Integrationsarchitektur ver­
lassen, wenn die EU-Finanzierung vom der­
zeit institutionell vorgegebenen Eigenmit­
telsystem auf eine autonome Steuerfinan­
zierung umgestellt würde. Spätestens dann 
kämen auch die oben skizzierten Integra­
tionsgrenzen aus dem nationalen Verfas­
sungsrecht zum Tragen.21 

Im Hinblick auf neue Finanzierungsmo­
delle für europäische Projekte, insbeson­
dere die Project Bonds, ist festzustellen, dass 
solche Modelle mit dem gegebenen institu­
tionellen Rahmen im Konflikt stehen. Eine 
Flexibilisierung durch Finanzierungsinstru­
mente, wie beispielsweise Garantien für 
Anleihen, die von privaten Projektgesell­

schaften begeben werden, kann zwar 
zusätzliche Mittel aus dem privaten Sektor 
mobilisieren und Chancen zu einem sparsa­
meren Einsatz öffentlicher Mittel eröffnen. 
Der Vorschlag der Project Bonds stößt aber 
sowohl unionsrechtlich als auch verfas­
sungsrechtlich an Grenzen, da je nach Aus­
gestaltung das Verschuldungsverbot der EU 
ausgehöhlt würde. Durch eine effektive 
Begrenzung des Risikos des EU-Haushalts 
auf einen feststehenden Betrag könnte die­
ses Problem zwar formal gelöst werden. Ob 
eine solche Begrenzung in der Praxis indes­
sen Bestand hätte, wenn ein möglicher­
weise prestigeträchtiges von der EU teilfi­
nanziertes Projekt zu scheitern droht, ist 
aber zu bezweifeln. Daher werfen solche 
neuen Finanzinstrumente gravierende Fra­
gen bezüglich der Haftungsrisiken auf und 
eröffnen eine Angriffsfläche für strategi­
sches Verhalten seitens der Projektpartner. 
In jedem Fall stehen die Project Bonds aber 
im Konflikt mit der strikten Ausgabenober­
grenze des EU-Haushalts. 

Korrekturmechanismen 

An die Stelle der bestehenden Korrektur­
mechanismen (Rabatte) tritt der Vorschlag 
für ein neues System mit Pauschalbeträgen, 
das ab 1.1.2014 alle bestehenden Korrektur­
mechanismen ersetzen soll (vgl. Tabelle 4).22 

Die beabsichtigte Rückführung der Kor­
rekturmechanismen ist im Hinblick auf die 
Transparenz und die Anfälligkeit gegenüber 
Partikularinteressen zu begrüßen. Wenn 
Korrekturmechanismen bei den Eigenmit­
telbeiträgen nicht sachgerecht sind, sind sie 
abzuschaffen. 

21. Siehe hierzu Waldhoff, Chr., Eigene Besteuerungsbefugnisse der EU?, Bonn 2012. 
22. Gegenwärtig bestehen neben dem umstrittenen Rabatt für das Vereinigte Königreich (VK Korrektur) 
und neben den unterschiedlichen Abrufsätzen bei den MwSt-Eigenmitteln, Ermäßigungen bei den BNE-
Eigenmitteln für Schweden und Niederlande. 

http:Tragen.21
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Gegenwärtig wird den Verteilungsaus-
einandersetzungen durch zahlreiche Aus-
nahmeregelungen nicht nur auf der Ein-
nahmeseite des EU-Haushalts, sondern vor
allem auch auf der Ausgabenseite Rechnung
getragen. So finden sich in der Entschlie-
ßung des Europäischen Rates vom Dezem-
ber 2005 nicht weniger als 28 zum Teil sehr
umfangreiche Ausnahmeregeln für die
Mittelverteilung, die einzelnen Mitglieds-
ländern und Regionen Mittel im Rahmen
einzelner Projekte im Umfang von bis zu 
2 Mrd. Euro sichern sollen. Solche Festle-
gungen sind aufgrund der Vermischung
von Aufgabenerfüllung und Verteilungszie-
len besonders problematisch.

Aus Sicht der Kommission ist bei den
traditionellen Eigenmitteln der pauschale
Einbehalt zur Abgeltung der Erhebungskos-
ten in Höhe von 25% als ein verborgener
Korrekturmechanismus zu werten. Daher
schlägt sie vor, den Einbehalt auf 10% zu

senken. Da die Kommission institutionell
weder in der Lage noch ermächtigt ist, Zölle
und Steuern selbst zu erheben, ist sie auf die
Verwaltungen der Mitgliedstaaten angewie-
sen. Ohne einen ausreichenden Einbehalt
ergeben sich aber möglicherweise gravie-
rende Fehlanreize für die Anstrengungen
der Mitgliedstaaten, die Steuer zu erheben.23

Schon bei dem geltenden Einbehalt muss
bereits ein erheblicher Teil der Einnahmen
abgeführt werden. Auch bei dem Vorstoß,
den Einbehalt ganz abzuschaffen, mögen
politische Erwägungen aus der Sicht der
Kommission dafür sprechen, die resultie-
renden Fehlanreize in Kauf zu nehmen, um
in der Zukunft möglicherweise die Kompe-
tenzen der EU-Kommission zu erweitern.
Geht man aber von den bestehenden insti-
tutionellen Voraussetzungen aus, ist der
Vorstoß, den Einbehalt komplett abzu-
schaffen, nicht überzeugend.

Quelle: Europäische Kommission.

  

Jährliche 

Bruttobeträge 

 in laufenden Preisen

Anteil am aktuellen  

BNE (2011)  

  in Mrd. Euro in % 

DE 2.500 0,09 

NL 1.050 0,17 

SE 350 0,09 

UK 3.600 0,20 

      

Insgesamt 7.500 0,14 

Tabelle 4: Vorschläge der EU-Kommission für die Pauschalbeträge
2014-2020

23. Siehe hierzu Rodi, M., und K. Vogel, Probleme bei der Erhebung von EG-Eigenmitteln aus rechtsver-
gleichender Sicht. Zum Auseinanderfallen von Ertrags- und Verwaltungszuständigkeit bei Steuern und
Abgaben, Baden-Baden 1995.

http:erheben.23
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V. Empfehlungen
 

1. Im Rahmen der bestehenden insti­
tutionellen Ordnung der Europäischen 
Union ist eine strikte Ausgabenbegren­
zung im EU-Haushalt unumgänglich. Die 
Bundesregierung besteht auf einer Be­
grenzung von 1% des BIP, wobei sie die 
Ausgaben, die außerhalb des Finanzrah­
mens stehen sollen, einschließt. Die Vor­
stellungen der Kommission gehen deut­
lich darüber hinaus. Da die Ausgaben der 
EU aber noch immer große Summen 
umfassen, die für Ausgaben ohne er­
kennbaren europäischen Mehrwert ge­
nutzt werden, kann die Ausweitung von 
Leistungen mit europäischem Mehrwert 
durch Budgetumschichtungen innerhalb 
des bestehenden Finanzrahmens finan­
ziert werden. Auch der Vorschlag der 
Project Bonds ist im Hinblick auf die 
strikte Ausgabenobergrenze abzulehnen. 

2. An dem Verschuldungsverbot ist 
ebenso festzuhalten wie an der Festle­
gung, dass weder die EU-Kommission 
noch das EU-Parlament wirkliche Steu­
erautonomie besitzen. Der Beirat emp­
fiehlt eine Finanzierung des EU-Haus­
halts ausschließlich durch traditionelle 
Eigenmittel (Agrarabschöpfungen, Zu­
ckerabgaben und Zölle) und durch BNE-
Eigenmittel. Die jeweilige Wirtschafts-
kraft der Mitgliedstaaten ist nach Auffas­
sung des Beirats unter dem derzeitigen 
Integrationsstand ein sinnvoller Maßstab 
für die Berechnung der Höhe der Abfüh­
rungen bzw. Überweisungen an den EU-
Haushalt. Auf MwSt-Eigenmittel sollte 
verzichtet werden. 

3. Die von der Kommission vorge­
schlagene Finanzierung von einzelnen 
Aufgaben durch Instrumente oder Fonds 
außerhalb des Haushalts lehnt der Beirat 
grundsätzlich ab. Auch auf der europäi­
schen Ebene sind die Prinzipien der Ein­
heit und Vollständigkeit des Budgets zu 
wahren. Es sollten keine Nebenhaushalte 
geschaffen werden. 
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4. Die beabsichtigte Rückführung und 
Pauschalierung der Korrekturmechanis­
men ist im Hinblick auf die Transparenz 
und die Anfälligkeit gegenüber Partiku­
larinteressen zu begrüßen. Auf lange 
Sicht sollten sich die Rabatte erübrigen. 
Auch auf der Ausgabenseite bestehen 
umfangreiche Ausnahmeregeln für die 
Mittelverteilung, die einzelnen Mit­
gliedsstaaten und Regionen Mittel im 
Rahmen einzelner Projekte sichern sol­
len. Diese Festlegungen sollten aufgrund 
der Vermischung von Aufgabenerfüllung 
und Verteilungszielen vermieden wer­
den. 

5. Die vorgeschlagene Absenkung des 
Einbehalts bei den traditionellen Eigen­
mitteln ist abzulehnen, da der Einbehalt 
die eigenständige Funktion hat, das 
Interesse der die Abgaben erhebenden 
Institutionen sicherzustellen. Eine Ab­
senkung würde dieses Interesse gefähr­
den. 

6. Die Konditionalität der Finanz­
transfers muss eingehalten werden. Dies 
gilt auch dann, wenn die für einzelne 
Programme bestehenden Budgets nicht 
ausgeschöpft werden, oder wenn einzel­
ne Mitgliedsländer nicht in dem ge­
wünschten Umfang an den Programmen 
partizipieren. 

7. In den konkreten Aufgabenberei­
chen sind die Vorschläge der Kommis­
sion zum EU-Haushalt durch die Domi­
nanz der Ausgaben für Agrarpolitik und 
Strukturpolitik gekennzeichnet, auch 
wenn ein leichter Rückgang des Anteils 
der Agrarpolitik zu erkennen ist. Im Hin­
blick auf die gravierenden Wirtschafts­
und Finanzprobleme gerade der langjäh­
rigen Empfängerländer von Mitteln aus 
dem Strukturfonds ist eine umfassende 
inhaltliche Überprüfung der strukturpo­
litischen Aufgaben wichtiger denn je. 
Eine EU-Förderpolitik, die strukturelle 
Schwächen in der nationalen Wirt­
schafts- und Finanzpolitik der Mitglieds­
staaten verfestigt oder die Mitgliedsstaa­
ten zu übermäßigen Ausgaben veran­
lasst, hat keinen europäischen Mehr­
wert.Impressum 
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VI. Anhang
 

Tabelle 1: Mehrjähriger Finanzrahmen – Tabelle (EU-28) 

Tabelle 2: KOM-Vorschlag: Finanzrahmen 2014-2020 in laufenden Preisen 

Tabelle 3: Ausgaben außerhalb des Finanzrahmens 2014 -2020 in laufenden Preisen 

Tabelle 4: Ausgaben außerhalb des Finanzrahmens 2014-2020 in Preisen von 2011 
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